
24 FREITAG, 23. AUGUST 2019

NEUMÜHLEN-DIETRICHSDORF.
Dort wo bis vor einigen Jahren
das Veranstaltungszentrum
„Dietrichsdorfer“ stand, wird
bald wieder gebaut. Die Stei-
nert-Home-Projekt 1 GmbH
mit Sitz in Heikendorf ist Ei-
gentümerin der Grundstücke
in Neumühlen-Dietrichsdorf
zwischen der Oppendorfer
Straße, der Schönkirchener
Straße und dem Scheidebach
an der Gemeindegrenze zu
Schönkirchen. Auf der dort ak-
tuell brachliegenden Fläche
soll ein kleines Wohngebiet
entstehen.

Geplant sind fünf Mehrfami-
lienhäuser mit etwa 70 bis 80
Wohneinheiten und Tiefgara-
gen. Alle Wohnungen werden
bis zu 100 Prozent auf dem ers-
ten und zweiten Förderweg
gefördert.

„Wir arbeiten mit der Stei-
nert-Home-Projekt GmbH
sehr konstruktiv zusammen.
Ganz besonders freue ich mich
über die Bereitschaft des In-
vestors, bis zu 100 Prozent ge-
förderten Wohnungsbau zu
realisieren“, erklärt Baudezer-
nentin Doris Grondke. Der
Bauausschuss hat Anfang des
Jahres bereits den Aufstel-
lungsbeschluss für den vorha-
benbezogenen Bebauungs-
plan Nr. 994V „Steinbrügge“
gefasst und damit den ersten
Schritt für die spätere bauliche
Umsetzung des Projektes ge-
macht. Die Öffentlichkeit er-
hält im Rahmen des anstehen-
den Bebauungsplanverfah-
rens die Möglichkeit, sich über
den aktuellen Planungsstand
zu informieren und Anregun-
gen zu geben. Mit einem Bau-
beginn wird Anfang 2021 ge-
rechnet.

Neuer sozialer
Wohnungsbau
beginnt 2021

DAMPERHOF. Nach DGB und
SPD bekennt sich auch die
Kieler CDU zum derzeit ge-
sperrten Legienhof im Ge-
werkschaftshaus. „Der Le-
gienhof gehört zu Kiel“, sagte
ihr Oberbürgermeisterkandi-
dat Andreas Ellendt gestern.
„Der Legienhof ist Tradition
und seine Erhaltung Traditi-
onspflege. Es wäre schade,
wenn die Türen eines solch ge-
schichtsreichen Objekts ver-
schlossen bleiben.“ Er würde
sich freuen, wenn die Stadt das
Interims-Sanierungskonzept
der Gewerkschaftshaus Kiel
GmbH bewilligte, sagte El-
lendt. Der Legienhof war we-
gen Baumängeln und fehlen-
den Brandschutzes geschlos-
sen worden. mk

CDU bekennt sich
zum Legienhof

Steilküste: Die Steilküste in
Schilksee soll besser geschützt
werden. Das Grünflächenamt
wird den Abbruch in den ver-
gangenen fünf Jahren doku-
mentieren und den Zeitraum
berechnen, bis womöglich
Häuser bedroht sind. Die Stadt
schlägt dem für Küstenschutz
zuständigen Land Maßnah-
men vor, wie dem Küstenab-
bruch in Schilksee beizukom-
men ist. Entsprechende Anträ-
ge des Ortsbeirats Schilksee
hat die Ratsversammlung ein-
stimmig beschlossen.

Wartehäuschen: Den Antrag
der CDU-Fraktion, Warte-
häuschen von Bushaltestellen

zu begrünen, hat die Ratsver-
sammlung einstimmig zur wei-
teren Beratung in den Innen-
und Umweltausschuss über-
wiesen. Die Begrünung von
Fahrgastunterständen verbes-
sere das Stadtklima und erwei-
tere den Lebensraum von In-
sekten, sagte CDU-Ratsherr
Florian Weigel. Zudem spei-
chere ein bepflanzter Unter-
stand im Sommer weniger Hit-
ze. 

Baukultur: Die Landeshaupt-
stadt Kiel wird als juristische
Person dem Verein für Baukul-
tur Kiel beitreten. Einen ent-
sprechenden Antrag der CDU-
Fraktion hat die Ratsversamm-

lung einstimmig angenom-
men. Oberbürgermeister Ulf
Kämpfer (SPD) bedankte sich
für den Antrag: „Finde ich
toll!“ Der Mitgliedsbeitrag be-
trägt 1000 Euro pro Jahr.

Spielplätze: Die Ratsversamm-
lung hat die Verwaltung be-
auftragt, einen öffentlichen
Workshop zum Thema inte-
grative Spielplätze zu veran-
stalten. Schulen und Einrich-
tungen, die mit Kindern mit
Behinderung oder deren El-
tern arbeiten, sollen ausdrück-
lich eingebunden werden. Ziel
ist es, dass Kinder mit und ohne
Behinderung häufiger ge-
meinsam spielen können. Ei-

nen entsprechenden Antrag
von SSW, SPD, Grünen und
FDP hat die Ratsversammlung
mit deren Mehrheit beschlos-
sen.

Büchereien: Ob die Stadtteil-
büchereien künftig in den
Schulferien geöffnet bleiben,
steht noch dahin. Einen ent-
sprechenden Antrag der CDU-
Fraktion hat der Rat in den
Schulausschuss und in den
Kulturausschuss überwiesen.

Junger Rat: Alle Sitzungster-
mine, Anträge und Beschlüsse
des jungen Rats werden in das
städtische Informationssystem
Allris eingepflegt. Seine Mit-

glieder und seine Geschäfts-
führung werden dafür ge-
schult und mit Tablets ausge-
stattet. Sie erhalten einen All-
ris-Zugang. Einem entspre-
chenden Antrag des Jungen
Rats selbst hat die Ratsver-
sammlung einstimmig zuge-
stimmt. Andere Beiräte könn-
ten folgen.

Werkhalle: Ein Ersatzbau für
die marode Werkhalle am
RBZ 1 wird auf jeden Fall in
Kiel errichtet werden. Das hat
Schuldezernentin Renate
Treutel in der Ratsversamm-
lung bekannt gegeben. Stand-
orte außerhalb Kiels würden
nicht mehr geprüft. mk

Baukultur bis Büchereien: Was sonst noch im Rat geschah

KIEL

Es geht um Solidarität und nicht
um Perfektionismus: Das hatte sich
die Stadtmission Kiel bei ihrem
Flashmob auf dem Vorplatz des

Kieler Hauptbahnhofs gestern zum
Ziel gesetzt. „Wir wollen mit der
Aktion ein Zeichen setzen gegen
die Ausgrenzung von Menschen,

denen es nicht so gut geht“, ver-
kündeten die Veranstalter zu Be-
ginn. Seit 2010 ruft das „Aktions-
bündnis Seelische Gesundheit“
dazu auf, sich bei der bundesweiten
„Woche der Seelischen Gesund-
heit“ zu beteiligen. Kiel war dieses

Jahr zum ersten Mal mit dabei. Von
Benjamin Reiners, dem neuen
Generalmusikdirektor der Stadt,
dirigiert, stimmte die Menge in die
weltbekannte erste Strophe von
Friedrich Schillers und Ludwig van
Beethovens „Ode an die Freude“

ein. Am Ende der Veranstaltung
gab es noch eine Überraschung, die
für Applaus sorgte: Hartmut Kluwe-
tasch aus Eckernförde machte
seiner Freundin Maria Erdmann
einen Heiratsantrag. Und sie hat Ja
gesagt ... kaho FOTO: FRANK PETER

Flashmob mit Überraschung

KIEL. Die Zahl und der Umfang
von Feuerwerken in Kiel sollen
verringert werden. Darüber
waren sich alle Fraktionen im
Rat gestern einig. Über das
Wie und Wann gab es unter-
schiedliche Auffassungen.

Anlass der Debatte war ein
umfangreicher Antrag des
SSW und der Linken mit dem
Titel „Feuerwerke ganzheit-
lich betrachten und begren-
zen“. Danach soll die Verwal-
tung die Genehmigungspraxis
für private Feuerwerke über-
denken, rechtliche Möglich-
keiten einer Begrenzung so-
wie eines Verbots in einzelnen
Stadtgebieten prüfen und mit
der Polizei erörtern, wie das
kontrolliert werden kann. Das
Kieler-Woche-Büro soll aufzei-
gen, wie die Kieler Woche mit
weniger Feuerwerken aus-
kommen kann und wie nicht
pyrotechnische Elemente wie
Wasserlichtzauber und Laser-
shows eingebunden werden
können. Zudem soll der Ober-
bürgermeister den Landtag
und die Landesregierung zu
einer Bundesratsinitiative er-
muntern und den Deutschen
Städtetag für eine bundeswei-
te Initiative gewinnen.

Zur Begründung beschwo-
ren SSW-Fraktionschef Marcel
Schmidt und die linke Ratsfrau
Svenja Bierwirth den Gesund-
heits- und den Klimaschutz.
Feuerwerke und Feuerwerks-
körper verursachten erhebli-
che Emissionen an Feinstaub,
Giftgasen und giftigen Kunst-
stoff- und Metallteilen. Der
Tierschutz spielte in dem An-
trag keine Rolle.

Die CDU-Fraktion hielt mit
einem Alternativantrag dage-

gen, der die städtischen Feuer-
werke auf der Kieler Woche in
den Fokus nimmt. Danach soll
die Stadt „mit gutem Beispiel
vorangehen“, so Fraktionschef
Stefan Kruber, und erst mal
diese Feuerwerke umweltver-
träglich weiterentwickeln.
Von Verboten und Bevormun-
dungen halte er nichts, sagte
Kruber. Und er versicherte:
„Für mich steht das Abschluss-
feuerwerk der Kieler Woche
nicht in Frage.“

An beide Anträge knüpfte
sich eine lebhafte Debatte. Die
grüne Fraktionsvorsitzende
Jessica Kordouni rief aus: „Es
gibt absolut keinen vernünfti-
gen Grund für Feuerwerke!
Sie sind teuer und laut, sie stin-
ken und sind nicht besonders
abwechslungsreich.“ Das Be-
dürfnis nach Gemeinschaft,
Romantik und optischem Ge-
nuss könne auch anders be-
friedigt werden.

FDP-Ratsfrau Annkathrin
Hübner widersprach. Feuer-
werke könnten sehr wohl viel-
fältig sein, und: „Wir sollten
hier nicht Bedürfnisse von
Menschen vorgeben.“

Ratsherr Andreas Halle von
der „Fraktion“ wies darauf
hin, dass Feuerwerke Buntme-
talle verbrauchen. Sie seien rar
und würden für wichtigere
Dinge gebraucht.

SSW-Mann Schmidt nannte
Kanonenschläge „pervers“.
Sie beeinträchtigten und ge-
fährdeten das Gehör. 

Der linke Fraktionschef Ste-
fan Rudau bekannte sich als
Fan von Feuerwerken. Aber in
einem neuen Klimabewusst-
sein „müssen wir darüber
nachdenken: Was passiert da
eigentlich?“ Im Lichte des Kli-
manotstands müssten Feuer-

werke auf den Prüfstand.
„Nichts anderes wollen wir“,
sagte Rudau, „Daten sam-
meln, auswerten, dann ent-
scheiden.“

SPD-Ratsherr Andreas
Arend sagte, es gebe gute Ar-
gumente für und gegen Feuer-
werke. In diesem Sinne will die
Ratsversammlung das Thema
weiter beraten und überwies
beide Anträge in den Umwelt-
ausschuss – und auch in den
Kulturausschuss. Feuerwerke
sind offenbar Kultur.

Der Kieler Ordnungsdezer-
nent Christian Zierau erledigte
trotzdem schon mal einen Teil
des Prüfauftrags. Der Stadtrat
gab bekannt, 2018 seien in Kiel
41 Feuerwerke beantragt wor-
den, von denen sechs wegen
Formfehlern nicht genehmigt
worden seien. Grundsätzlich
müsse die Stadt Feuerwerke
genehmigen, soweit sie dem
Sprengstoffgesetz des Bundes
genügen. Gefährliche oder ge-
fährdete Orte, an denen Feuer-
werkskörper verboten werden
könnten, gebe es in Kiel nicht.

Zierau kündigte an, er wer-
de sich mit dem Oberbürger-
meister im Deutschen Städte-
tag für „mehr kommunale
Selbstbestimmung“ in dieser
Sache einsetzen.

„Feuerwerke sind laut und stinken“
Ratsversammlung debattiert die Genehmigungspraxis der Stadt zu Böllern und Raketen

VON MICHAEL KLUTH
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Kanonenschläge 
sind pervers. Sie 
beeinträchtigen und 
gefährden das Gehör.
Marcel Schmidt,
SSW-Fraktionschef

Es gibt absolut 
keinen vernünftigen Grund
für Feuerwerke! Sie sind
teuer, laut und stinken.
Jessica Kordouni,
Grüne Fraktionschefin

HOLTENAU. Anton Vasiliev hat
im Mai dieses Jahres die Pa-
tenschaft für den Spielplatz im
Eekbrook übernommen und
lädt dort am Sonnabend, 31.
August, von 10 bis 16 Uhr zum
Flohmarkt ein. Die Standge-
bühr beträgt einen Kuchen.
Kinder müssen keine Standge-
bühren bezahlen. Der Aufbau
startet ab 9.45 Uhr. Anmeldun-
gen nimmt der Spielplatzpate
unter Tel. 0174/8019106 entge-
gen. Die Stadt begrüßt das En-
gagement von Spielplatzpa-
ten. Sie kümmern sich um öf-
fentliche Spielplätze und sind
Ansprechpersonen für alle
Kinder und Eltern auf den Plät-
zen. Informationen über Pa-
tenschaften gibt es bei Sandra
Bader vom Amt für Kinder-
und Jugendeinrichtungen un-
ter Tel. 0431/901-3125.

Feilschen auf dem
Kinderspielplatz
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